
Die gute Absicht
und ihre Opfer
STEUER | Die jüngste Korrektur bei der Unternehmenssteuer sollte der Wirtschaft
Entlastungen bringen. In vielen Fällen erreichte sie aber das Gegenteil. Nun zieht ein
Tankstellenpächter aus Hamburg vor das Bundesverfassungsgericht. Karlsruhe soll
entscheiden, ob das geltende Steuerrecht gegen das Grundgesetz verstößt.

D
as Leben eines Tankstellen-
pächters ist hart. Täglich arbei-
tet Tony Schönbeck 12 bis 14
Stunden, der Benzinklau
nimmtzu,unddieMargensind

schmal. „Ein Traumberuf ist es weiß Gott
nicht“, sagt der 33-jährige gelernte Kfz-Me-
chaniker, „aber ich bin nun mal auf Tank-
stellenmitBenzin imBlut großgeworden.“
Was den Pächter von sechs Tankstatio-

nen jedoch in Rage bringt, ist seit einiger
Zeit der Fiskus. Als er seinen Steuerbe-
scheid für 2008 in derHandhielt, staunte er
nicht schlecht. Bei einem Gewinn von gut
15000 Euro sollte er neben 2400 Euro Kör-
perschaftsteuer auch noch 10200 Euro Ge-
werbesteuer an das Finanzamt Hamburg
zahlen –mehr als doppelt so vielwie vorher.
Ein Versehen? Schönbeck fragte seinen
Steuerberater Thomas Wiethoff, doch der
stellte lakonisch fest: „Sie sindeinOpferder
Unternehmenssteuerreformgeworden.“
Gemeint ist die vonder großenKoalition

2007 beschlossene Reform unter Leitung
des früheren Bundesfinanzministers Peer
Steinbrück (SPD).Um fünfMilliardenEuro
wollte er die Wirtschaft entlasten, den
Steuersatz für Unternehmen von 40 auf
knapp 30 Prozent drücken, als „Investition
in den Standort Deutschland“ (Stein-
brück). Doch zur Gegenfinanzierung wur-
den unter anderem Mieten, Zinsen, Pach-
ten, Leasinggebühren und Lizenzen der
Gewerbesteuer unterworfen – also Posten,
die bei den Unternehmen als Ausgaben zu
Buche schlagen. Und die Gewerbesteuer
ist als Betriebsausgabe nichtmehr von der
Körperschaftsteuer absetzbar. Deswegen
muss der Tankwart heute mehr statt weni-
ger Steuern zahlen.

Doch Schönbeck wehrt sich. Er focht
denSteuerbescheid an, zog samt Steuerbe-
raterWiethoff undAnwalt ChristophMalz-
korn von der ETL Steuerrecht vor das Fi-
nanzgericht Hamburg – und bekam dort
recht. Der 1. Senat sieht in den gewerbe-
steuerlichen Hinzurechnungen von Mie-
ten, Zinsen oder Lizenzgebühren einen
Verstoß „gegen Art. 3 Abs. 1 Grundgesetz
(GG), da sie das Gebot der Gleichmäßig-
keit der Besteuerung und das daraus fol-
gende Gebot nach der finanziellen Leis-

Für den Fiskus geht es um viel Geld. Al-
lein in diesem Jahr soll die Gewerbesteuer
mehr als 42 Milliarden Euro in die Staats-
schatullen spülen, vornehmlich in die Kas-
sen der Kommunen. Kippt aber die um-
strittene Substanzbesteuerung, müssten
Städte und Gemeinden künftig mit deut-
lich weniger auskommen. Die Wirtschaft
dagegenwürde von jährlich einerMilliarde
EuroAbgabenlast befreit.

AUCH SCHLECKER MUSSTE ZAHLEN
Betroffen sind viele mittelständische Un-
ternehmer. „ImHandel“, sagt Stefan Genth
vomHandelsverbandDeutschland (HDE),
„ist die Abgabenlast durch die Steuerre-
form um fünf Prozentpunkte auf durch-
schnittlich 45 Prozent gestiegen.“ Selbst
taumelnde Unternehmen wie Arcandor
(Karstadt) undSchleckermussten trotz ho-
her Verluste noch Gewerbesteuer zahlen –
wie das bei einer Substanzbesteuerung
eben soüblich ist.
Der CDU/CSU- und FDP-geführten Ko-

alition käme ein entsprechendesUrteil aus
Karlsruhedurchaus recht. In ihremKoaliti-
onsvertrag hatten die Schwarz-Gelben ver-
einbart, das schwarz-rote Ärgernis bei der
Gewerbesteuer beheben zu wollen. Aller-
dings kamen sie auf parlamentarischem
Wege über eine leichte Entschärfung bei
der Anrechnung der Mieten nicht hinaus.
Zu sehr sträubten sichdieKommunenund
diemit ihnen verbandelten Länder, und so
legte Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) schon früh alle Pläne zur
ReformderGewerbesteuer adActa.
Seither bekommen die Bundestagsabge-

ordneten der Koalition den Unmut betrof-
fenerUnternehmer zu spüren. Erst recht,» FO
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Auf45 Prozent
ist die Abgabenlast im
Handel seit der Reform
gestiegen

tungsfähigkeit (nach Art. 14 GG) verletzen
und ein rechtfertigender Grund hierfür
nicht vorliegt“. Die Richter überwiesen den
Fall deshalb im Frühjahr an das Bundes-
verfassungsgericht in Karlsruhe. Zugleich
befasst sich auch der Bundesfinanzhof in
Münchenmit der Sache. Tankstellen-Tony
könnte also bald Steuergeschichte schrei-
ben, falls die Gerichte die bestehende Ge-
werbesteuer-Berechnung verwerfen.
Dann müsste der Deutsche Bundestag

die Unternehmenssteuerreform aus der
Zeit der großen Koalition neu aufrollen.
Tausende Betriebe mit hohen Miet- oder
Pachtzahlungen könnten auf Entlastung
hoffen.

Politik&Weltwirtschaft
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Die Reform der
Unternehmenssteuer
Um fünf Milliarden Euro jährlich
wollte die große Koalition die
Wirtschaft mit der Unterneh-
menssteuerreform 2008 entlas-
ten. Kernstücke sind die Senkung
des Körperschaftsteuersatzes von
25 auf 15 Prozent mit einer Ent-
lastung um 12,6 Milliarden Euro
und die Gewinnthesaurierung für
Personengesellschaften mit vier
Milliarden Euro. Zur Gegenfinan-
zierung setzte die Regierung vor
allem bei der Gewerbesteuer an;
die Hinzurechnung von Mieten,
Zinsen, Pachten, Leasingraten
und Lizenzen sollte eine Milliarde
Euro mehr einbringen, der Weg-
fall des Gewerbesteuerabzugs bei
der Körperschaftsteuer sogar
11,4 Milliarden Euro zusätzlich in
die Staatskassen spülen.
(Quelle: Bundestags-Drucksache 16/4841)

Und ihr Verlierer
Tony Schönbeck
Die Steuerlast des Hamburger
Tankstellenpächters verdoppelt
sich durch die Reform um 6000
Euro. Bei einem Vorsteuergewinn
seiner GmbH von 15800 Euro
muss er 12700 Euro Steuern
zahlen. Allein die Gewerbesteuer
steigt um 6500 Euro, weil diese
nun auch auf seine Pacht erho-
ben wird. Das konterkariert die
Entlastung um 500 Euro bei der
Körperschaftsteuer.
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Im Gleichschritt mit der Konjunktur

Aufkommen aus der Gewerbesteuer (in Milliarden Euro) und Bruttoinlandsprodukt
(BIP, Veränderung zum Vorjahr in Prozent) in Deutschland*
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n Sodann habe das BMF angeregt, dass
sich das Gericht an das Statistische Bun-
desamt wenden möge.
n Bei der Gelegenheit habe das BMF auch
mitgeteilt, dass eine koordinierte Datener-
fassung verfassungsrechtlich an der Zu-
ständigkeit der Landesfinanzverwaltungen
für die Gewerbesteuer scheitere.
n Schließlich habe die Finanzbehörde
Hamburg stellvertretend für alle Finanzmi-
nisterien erklärt, die Auskünfte könnten
wegen des unverhältnismäßigen Aufwan-
des nicht dem Gericht erteilt werden.

Fus Fazit: „Die Behörden haben nicht
gemäß Art. 35 Abs. 1 GG Amtshilfe geleis-
tet“, sondern – „die Erteilung der Auskünfte
verweigert“.

Ein Skandal, empört sich Anwalt Malz-
korn und stellt die Frage: „Ist das nicht
Staatswillkür?“

Zum Glück gibt es Justitia. Während
das Bundesverfassungsgericht nun die
Hinzurechnung von Mieten, Pachten
und Leasinggebühren überprüfen soll,
beschäftigt sich der Bundesfinanzhof
damit, ob die Nichtabzugsfähigkeit der

Gewerbesteuer von der Körperschaftsteuer
rechtens ist.

Gerade beim Verfassungsgericht stün-
den die Chancen gut, sagt der Präsident
der Bundessteuerberaterkammer, Horst
Vinken, der die substanzbesteuernde Wir-
kung von Anfang an kritisiert hat. „Bei null
Ertrag und null Körperschaft- oder Ein-
kommensteuer muss auch die Gewerbe-
steuer bei null liegen“, sagt Vinken: „Das ist
das absolute Minimum, was wir an gesetz-
lichen Korrekturen erwarten müssen.“

Dieser Meinung ist auch Hans Heinrich
Driftmann, Präsident des Deutschen In-
dustrie- und Handelskammertages
(DIHK). Mit der Hinzurechnung „werden
Kosten besteuert“. Die Hinzurechnungen
beeinträchtigten die Liquidität und schmä-
lerten das Eigenkapital der Betriebe. Das
gehe zulasten von Investitionen und koste
Arbeits- und Ausbildungsplätze, sagt Drift-
mann.

Beispielsweise beim Bochumer Unter-
nehmer Gerd Pieper, Herr über 118 Parfü-
merien. Seit der Unternehmenssteuerre-
form müsse er mehrere Hunderttausend

Euro zusätzlich an den Fiskus zahlen, das
zehre an der Finanzkraft, klagt Parfümier
Pieper. Früher habe er jedes Jahr drei bis
vier Filialen eröffnet, nun seien es nur noch
zwei bis drei. Auch er hofft auf die laufen-
den Verfahren: „Das ist ein neuer Hoff-
nungsschimmer.“

SCHLACHTFELD FÜR LOBBYISTEN
Den sieht auch Birgit Reinemund, Vorsit-
zende des Finanzausschusses im Bundes-
tag und kommunalpolitische Sprecherin
der FDP-Fraktion. Für sie böte ein Karlsru-
her Urteil „noch einmal eine Chance, diese
Steuer anzupacken“. Und der stellvertre-
tende CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende Mi-
chael Meister sagt: „Die Union hat sich
stets für kommunal- und unternehmer-
freundliche Lokalsteuern eingesetzt. Lei-
der ist sie dabei immer an der SPD geschei-
tert. Die Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts bleibt nun abzuwarten.“

Zeit wäre es, dem bürokratischen Uni-
kum endlich zu Leibe zu rücken. Bürokra-
tisch, weil die Bemessungsgrundlage für
die Gewerbesteuer zum Teil völlig anders
definiert ist als bei der Einkommen- und
Körperschaftsteuer; das sorgt in der Buch-
haltung für zusätzliche Arbeit. Und ein
Unikum ist sie , weil „kein anderes Land auf
der Welt eine Gewerbesteuer mit einer sol-
chen ertragsunabhängigen Besteuerung
kennt“, so die Steuerexpertin Martina Ort-
mann von der Beratungs- und Prüfgesell-
schaft Ernst & Young. Die Gewerbesteuer
bereite deshalb ausländischen Konzernen
bei ihren heimischen Finanzbehörden oft
Ärger, wenn es darum gehe, Doppelbe-
steuerungen zu vermeiden.

Wer also einer europäischen Finanzuni-
on das Wort redet – so wie derzeit SPD und
Grüne –, müsste als Erstes die Gewerbe-
steuer abschaffen. Wäre da nicht das kate-
gorische Nein der kommunalen Kämme-
rer, ob nun rot, grün, gelb oder schwarz.

So bleibt die Gewerbesteuer ein
Schlachtfeld der Interessengruppen. Ärzte
und Architekten, Steuerberater und Wirt-
schaftsprüfer sind von ihr befreit. Einzelun-
ternehmer und Personengesellschaften
können sie von ihrer Einkommensteuer ab-
setzen. Die großen Kapitalgesellschaften
können sich über die kompensierende Sen-
kung der Körperschaftsteuer freuen. Kleine
Kapitalgesellschaften haben das Privileg,
dass das Hinzurechnen von Mieten und
Pachten unter 100000 Euro entfällt.

Pech für den Rest, Pech für Tankstellen-
Tony. „Wir fallen durch den Rost.“ n

christian.ramthun@wiwo.de | Berlin

Extremes Gefälle

Pro-Kopf-Aufkommen an Gewerbesteuer 2010 (in Euro)

Frankfurt (Main)
Die Reichen Die Armen

Biberach an der Riß
Gräfelfing
Düsseldorf
Offenburg
Wolfsburg

Regensburg
München

Ludwigshafen (Rhein)
Schweinfurt

1950
1865
1568
1495
1380
1341
1195
1103
1090
1087

76
99
102
115
116
140
142
149
157
163

Strausberg
Hohen Neuendorf

Erkner
Ribnitz-Damgarten

Falkensee
Sassnitz

Auerbach/Vogtland
Eisleben

Altenburg
Suhl

Quelle: Deutscher Städtetag
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» wenn zu den Lasten noch Grotesken
hinzukommen. So wie im Fall der Reutlin-
ger SpeditionHasenauer+Koch, bei der ein
Betriebsprüfer vom Finanzamt die gezahl-
ten Lkw-Mautgebühren als gewerbesteuer-
pflichtig betrachtete. Begründung: Die
Lkw-Maut sei eine zeitlich befristete Über-
lassung von Autobahnrechten und damit
gewerbesteuerlich wie Mieten, Pachten
oder Leasinggebühren zubetrachten.
„Das ist nichtmehr vermittelbar“, stöhnt

der CDU-Abgeordnete Christian von Stet-
ten, der imBundestagdenParlamentskreis
MittelstandderUnions-Fraktion leitet. „Da
drehen die Leute doch durch“, weiß der ba-
den-württembergische Volksvertreter von
der Basis zu berichten. Schon vor zwei Jah-
ren wandte sich von Stetten wegen der
Maut an das Bundesfinanzministerium.
Der dortige Parlamentarische Staatssekre-
tär Hartmut Koschyk (CSU) schrieb beru-
higend zurück, „dass u. a. auch die gewer-
besteuerliche Behandlung der Lkw-Maut
Gegenstand der weitergehenden Beratun-
gen sein wird“. Zahlreiche „Anwendungs-
fragen“ hätten sich angesammelt, die mit
denLänderministerien erörtertwürden, so
der Staatssekretär in einemSchreiben vom
28. Juni 2010.

LKW-MAUT DRAUSSEN
Nun – zwei Jahre später! – haben sichBund
und Länder endlich auf eine einheitliche
Interpretation gewerbesteuerlicher Streit-
fälle verständigt. Das Bundesfinanzminis-
terium veröffentlichte am 2. Juli 2012 ein
Schreiben, wonach die Lkw-Maut doch
keine gewerbesteuerpflichtige Pacht ist.
Immerhin! Die Hotel- und Gaststättenbe-
treiber dürfen sich ebenfalls freuen. Die
Rundfunkgebühren, die sie für ihreFernse-
her auf den Zimmern und im Schankraum
bezahlen müssen, sind nun ausdrücklich
von der Hinzurechnung ausgenommen.
Und auch Strom-, Gas- oder Telekommu-
nikationsdienstleisterwerdenentlastet: Sie
müssen ihre Ausgaben zur Nutzung von
Leitungsnetzennicht versteuern.
Für Tony Schönbeck wendet sich indes

nichts zumGuten. Trotz der jüngstenRetu-
schen bleibt der grundlegende Webfehler,
die Substanzbesteuerung, bestehen. Der
Tankwart ist sogarmehrfachbetroffen,weil
er nicht nur für die Zapfstationen Pacht
zahlt, sondern auch für Sonderausstattun-
gen wie Gastronomieecken. Überdies hat
Tony „verstromte Stationen“ gepachtet –
das heißt: Strom inklusive.Das ist bequem,
erhöht aber die Pacht – unddamit auchdie
Gewerbesteuer.

hin die Gewerbesteuer bei der Einkom-
mensteuer anrechnen können, und zum
anderenwürden pachtintensive Kapitalge-
sellschaften gegenüber den nicht pachtin-
tensiven „ungleichmehr belastet“.
FürKarlsruhe sindSchönbeckundMalz-

korn gutenMutes. Immerhin zeigte das Fi-
nanzgericht Hamburg Verständnis für die
NötedesPächters.Mehrnoch.Der 1. Senat
verfasste unter Federführung von Richter
Reiner Fu einen fulminanten Beschluss
(Aktenzeichen 1K138/10).
Auf 58 Seiten kritisiert Richter Fu auch

das passive Verhalten der Finanzbehörden
bei der Verhandlung. So hatte das Gericht
beimBundesfinanzministerium(BMF)um
Daten zu den Gewerbesteuerveranlagun-
gen 2007 und 2008 gebeten. Es wollte ins-
besondere wissen, für wie viele Gewerbe-
treibende allein aufgrund vonMieten, Zin-
sen, Pachten, Lizenzen oder Leasingge-
bühren Gewerbesteuer festgesetzt wurde.
Mit anderen Worten: Das Gericht wollte
sich einen Überblick über die Folgen der
Unternehmenssteuerreformverschaffen.
Das Finanzministerium lieferte – nichts!

Fu listet auf:
n Erst habe das BMF geschrieben, die
statistischen Erhebungen abwarten zu
wollen.

Hier kassiert der Fiskus
Der Einzelhandel ist in
1a-Lagen wegen der
hohen Mieten betroffen
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»Beinull Euro
Ertrag muss auch die
Gewerbesteuer
bei null Euro liegen«

Steuerberater Horst Vinken

Betroffen sind immermehrMittelständ-
ler,wieHandelsfunktionärGentherläutert:
„Zu den klassischen Mieten und Pachten
kommen inzwischen jedeMenge Leasing-
ratenhinzu – fürWarenwirtschaftssysteme,
für die Geschäftsausstattung, für Kühlthe-
ken, für Kassensysteme.“ Oder Lizenzge-
bühren. Schließlich boomt das Franchi-
sing-Geschäft gerade imEinzelhandel und
inder Schnellgastronomie.
Hier finden sich die Leidtragenden der

Unternehmenssteuerreform 2008. Bei
Schönbeck machen die Pachten rund 50
Prozent der Aufwendungen aus; da sind
rund 15 Prozent Gewerbesteuer kein Pap-
penstiel. Andere Tankstellenpächter wür-
den sich kaumnochGeschäftsführergehäl-
ter auszahlen, berichtet Schönbeck: „Die
Gewerbesteuer bricht einigenmeiner Kol-
legendasGenick.“
Damit ihn dieses Schicksal nicht ereilt,

kämpft er jetzt vor dem Bundesverfas-
sungsgericht (Aktenzeichen I BvL 8/12).
Die Gewerbesteuer seines Mandanten ha-
be sich imVergleich zur früherenRechtsla-
ge –bei gleicherwirtschaftlicher Situation –
nahezu verdreifacht, erläutert Schönbecks
Anwalt Malzkorn, und habe eine „erdros-
selnde Wirkung“ angenommen. Seine
Schlussfolgerung: „Es liegt ein Verstoß ge-
gen die Eigentumsgarantie nach Artikel 14
Grundgesetz vor.“

RICHTER FU IST SAUER
Der Jurist sieht auch „einen Verstoß gegen
den Gleichheitsgrundsatz gemäß Art. 3
GG“. Denn die seit 2008 geltende Nichtab-
zugsfähigkeit der Gewerbesteuer bei der
Körperschaftsteuer verstoße gleich dop-
pelt gegen denGleichheitsgrundsatz: Zum
einen gebe es eineDiskriminierung gegen-
über Personengesellschaften, die weiter-
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» wenn zu den Lasten noch Grotesken
hinzukommen. So wie im Fall der Reutlin-
ger SpeditionHasenauer+Koch, bei der ein
Betriebsprüfer vom Finanzamt die gezahl-
ten Lkw-Mautgebühren als gewerbesteuer-
pflichtig betrachtete. Begründung: Die
Lkw-Maut sei eine zeitlich befristete Über-
lassung von Autobahnrechten und damit
gewerbesteuerlich wie Mieten, Pachten
oder Leasinggebühren zubetrachten.
„Das ist nichtmehr vermittelbar“, stöhnt

der CDU-Abgeordnete Christian von Stet-
ten, der imBundestagdenParlamentskreis
MittelstandderUnions-Fraktion leitet. „Da
drehen die Leute doch durch“, weiß der ba-
den-württembergische Volksvertreter von
der Basis zu berichten. Schon vor zwei Jah-
ren wandte sich von Stetten wegen der
Maut an das Bundesfinanzministerium.
Der dortige Parlamentarische Staatssekre-
tär Hartmut Koschyk (CSU) schrieb beru-
higend zurück, „dass u. a. auch die gewer-
besteuerliche Behandlung der Lkw-Maut
Gegenstand der weitergehenden Beratun-
gen sein wird“. Zahlreiche „Anwendungs-
fragen“ hätten sich angesammelt, die mit
denLänderministerien erörtertwürden, so
der Staatssekretär in einemSchreiben vom
28. Juni 2010.

LKW-MAUT DRAUSSEN
Nun – zwei Jahre später! – haben sichBund
und Länder endlich auf eine einheitliche
Interpretation gewerbesteuerlicher Streit-
fälle verständigt. Das Bundesfinanzminis-
terium veröffentlichte am 2. Juli 2012 ein
Schreiben, wonach die Lkw-Maut doch
keine gewerbesteuerpflichtige Pacht ist.
Immerhin! Die Hotel- und Gaststättenbe-
treiber dürfen sich ebenfalls freuen. Die
Rundfunkgebühren, die sie für ihreFernse-
her auf den Zimmern und im Schankraum
bezahlen müssen, sind nun ausdrücklich
von der Hinzurechnung ausgenommen.
Und auch Strom-, Gas- oder Telekommu-
nikationsdienstleisterwerdenentlastet: Sie
müssen ihre Ausgaben zur Nutzung von
Leitungsnetzennicht versteuern.
Für Tony Schönbeck wendet sich indes

nichts zumGuten. Trotz der jüngstenRetu-
schen bleibt der grundlegende Webfehler,
die Substanzbesteuerung, bestehen. Der
Tankwart ist sogarmehrfachbetroffen,weil
er nicht nur für die Zapfstationen Pacht
zahlt, sondern auch für Sonderausstattun-
gen wie Gastronomieecken. Überdies hat
Tony „verstromte Stationen“ gepachtet –
das heißt: Strom inklusive.Das ist bequem,
erhöht aber die Pacht – unddamit auchdie
Gewerbesteuer.

hin die Gewerbesteuer bei der Einkom-
mensteuer anrechnen können, und zum
anderenwürden pachtintensive Kapitalge-
sellschaften gegenüber den nicht pachtin-
tensiven „ungleichmehr belastet“.
FürKarlsruhe sindSchönbeckundMalz-

korn gutenMutes. Immerhin zeigte das Fi-
nanzgericht Hamburg Verständnis für die
NötedesPächters.Mehrnoch.Der 1. Senat
verfasste unter Federführung von Richter
Reiner Fu einen fulminanten Beschluss
(Aktenzeichen 1K138/10).
Auf 58 Seiten kritisiert Richter Fu auch

das passive Verhalten der Finanzbehörden
bei der Verhandlung. So hatte das Gericht
beimBundesfinanzministerium(BMF)um
Daten zu den Gewerbesteuerveranlagun-
gen 2007 und 2008 gebeten. Es wollte ins-
besondere wissen, für wie viele Gewerbe-
treibende allein aufgrund vonMieten, Zin-
sen, Pachten, Lizenzen oder Leasingge-
bühren Gewerbesteuer festgesetzt wurde.
Mit anderen Worten: Das Gericht wollte
sich einen Überblick über die Folgen der
Unternehmenssteuerreformverschaffen.
Das Finanzministerium lieferte – nichts!

Fu listet auf:
n Erst habe das BMF geschrieben, die
statistischen Erhebungen abwarten zu
wollen.

Hier kassiert der Fiskus
Der Einzelhandel ist in
1a-Lagen wegen der
hohen Mieten betroffen

FO
TO

:V
IS
U
M
/A
LF

R
ED

B
Ü
LL

ES
B
AC

H
20 Nr. 32 6.8.2012 WirtschaftsWoche

»Beinull Euro
Ertrag muss auch die
Gewerbesteuer
bei null Euro liegen«

Steuerberater Horst Vinken

Betroffen sind immermehrMittelständ-
ler,wieHandelsfunktionärGentherläutert:
„Zu den klassischen Mieten und Pachten
kommen inzwischen jedeMenge Leasing-
ratenhinzu – fürWarenwirtschaftssysteme,
für die Geschäftsausstattung, für Kühlthe-
ken, für Kassensysteme.“ Oder Lizenzge-
bühren. Schließlich boomt das Franchi-
sing-Geschäft gerade imEinzelhandel und
inder Schnellgastronomie.
Hier finden sich die Leidtragenden der

Unternehmenssteuerreform 2008. Bei
Schönbeck machen die Pachten rund 50
Prozent der Aufwendungen aus; da sind
rund 15 Prozent Gewerbesteuer kein Pap-
penstiel. Andere Tankstellenpächter wür-
den sich kaumnochGeschäftsführergehäl-
ter auszahlen, berichtet Schönbeck: „Die
Gewerbesteuer bricht einigenmeiner Kol-
legendasGenick.“
Damit ihn dieses Schicksal nicht ereilt,

kämpft er jetzt vor dem Bundesverfas-
sungsgericht (Aktenzeichen I BvL 8/12).
Die Gewerbesteuer seines Mandanten ha-
be sich imVergleich zur früherenRechtsla-
ge –bei gleicherwirtschaftlicher Situation –
nahezu verdreifacht, erläutert Schönbecks
Anwalt Malzkorn, und habe eine „erdros-
selnde Wirkung“ angenommen. Seine
Schlussfolgerung: „Es liegt ein Verstoß ge-
gen die Eigentumsgarantie nach Artikel 14
Grundgesetz vor.“

RICHTER FU IST SAUER
Der Jurist sieht auch „einen Verstoß gegen
den Gleichheitsgrundsatz gemäß Art. 3
GG“. Denn die seit 2008 geltende Nichtab-
zugsfähigkeit der Gewerbesteuer bei der
Körperschaftsteuer verstoße gleich dop-
pelt gegen denGleichheitsgrundsatz: Zum
einen gebe es eineDiskriminierung gegen-
über Personengesellschaften, die weiter-
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» wenn zu den Lasten noch Grotesken
hinzukommen. So wie im Fall der Reutlin-
ger SpeditionHasenauer+Koch, bei der ein
Betriebsprüfer vom Finanzamt die gezahl-
ten Lkw-Mautgebühren als gewerbesteuer-
pflichtig betrachtete. Begründung: Die
Lkw-Maut sei eine zeitlich befristete Über-
lassung von Autobahnrechten und damit
gewerbesteuerlich wie Mieten, Pachten
oder Leasinggebühren zubetrachten.
„Das ist nichtmehr vermittelbar“, stöhnt

der CDU-Abgeordnete Christian von Stet-
ten, der imBundestagdenParlamentskreis
MittelstandderUnions-Fraktion leitet. „Da
drehen die Leute doch durch“, weiß der ba-
den-württembergische Volksvertreter von
der Basis zu berichten. Schon vor zwei Jah-
ren wandte sich von Stetten wegen der
Maut an das Bundesfinanzministerium.
Der dortige Parlamentarische Staatssekre-
tär Hartmut Koschyk (CSU) schrieb beru-
higend zurück, „dass u. a. auch die gewer-
besteuerliche Behandlung der Lkw-Maut
Gegenstand der weitergehenden Beratun-
gen sein wird“. Zahlreiche „Anwendungs-
fragen“ hätten sich angesammelt, die mit
denLänderministerien erörtertwürden, so
der Staatssekretär in einemSchreiben vom
28. Juni 2010.

LKW-MAUT DRAUSSEN
Nun – zwei Jahre später! – haben sichBund
und Länder endlich auf eine einheitliche
Interpretation gewerbesteuerlicher Streit-
fälle verständigt. Das Bundesfinanzminis-
terium veröffentlichte am 2. Juli 2012 ein
Schreiben, wonach die Lkw-Maut doch
keine gewerbesteuerpflichtige Pacht ist.
Immerhin! Die Hotel- und Gaststättenbe-
treiber dürfen sich ebenfalls freuen. Die
Rundfunkgebühren, die sie für ihreFernse-
her auf den Zimmern und im Schankraum
bezahlen müssen, sind nun ausdrücklich
von der Hinzurechnung ausgenommen.
Und auch Strom-, Gas- oder Telekommu-
nikationsdienstleisterwerdenentlastet: Sie
müssen ihre Ausgaben zur Nutzung von
Leitungsnetzennicht versteuern.
Für Tony Schönbeck wendet sich indes

nichts zumGuten. Trotz der jüngstenRetu-
schen bleibt der grundlegende Webfehler,
die Substanzbesteuerung, bestehen. Der
Tankwart ist sogarmehrfachbetroffen,weil
er nicht nur für die Zapfstationen Pacht
zahlt, sondern auch für Sonderausstattun-
gen wie Gastronomieecken. Überdies hat
Tony „verstromte Stationen“ gepachtet –
das heißt: Strom inklusive.Das ist bequem,
erhöht aber die Pacht – unddamit auchdie
Gewerbesteuer.

hin die Gewerbesteuer bei der Einkom-
mensteuer anrechnen können, und zum
anderenwürden pachtintensive Kapitalge-
sellschaften gegenüber den nicht pachtin-
tensiven „ungleichmehr belastet“.
FürKarlsruhe sindSchönbeckundMalz-

korn gutenMutes. Immerhin zeigte das Fi-
nanzgericht Hamburg Verständnis für die
NötedesPächters.Mehrnoch.Der 1. Senat
verfasste unter Federführung von Richter
Reiner Fu einen fulminanten Beschluss
(Aktenzeichen 1K138/10).
Auf 58 Seiten kritisiert Richter Fu auch

das passive Verhalten der Finanzbehörden
bei der Verhandlung. So hatte das Gericht
beimBundesfinanzministerium(BMF)um
Daten zu den Gewerbesteuerveranlagun-
gen 2007 und 2008 gebeten. Es wollte ins-
besondere wissen, für wie viele Gewerbe-
treibende allein aufgrund vonMieten, Zin-
sen, Pachten, Lizenzen oder Leasingge-
bühren Gewerbesteuer festgesetzt wurde.
Mit anderen Worten: Das Gericht wollte
sich einen Überblick über die Folgen der
Unternehmenssteuerreformverschaffen.
Das Finanzministerium lieferte – nichts!

Fu listet auf:
n Erst habe das BMF geschrieben, die
statistischen Erhebungen abwarten zu
wollen.

Hier kassiert der Fiskus
Der Einzelhandel ist in
1a-Lagen wegen der
hohen Mieten betroffen
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pelt gegen denGleichheitsgrundsatz: Zum
einen gebe es eineDiskriminierung gegen-
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Im Gleichschritt mit der Konjunktur

Aufkommen aus der Gewerbesteuer (in Milliarden Euro) und Bruttoinlandsprodukt
(BIP, Veränderung zum Vorjahr in Prozent) in Deutschland*
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n Sodann habe das BMF angeregt, dass
sich das Gericht an das Statistische Bun-
desamt wenden möge.
n Bei der Gelegenheit habe das BMF auch
mitgeteilt, dass eine koordinierte Datener-
fassung verfassungsrechtlich an der Zu-
ständigkeit der Landesfinanzverwaltungen
für die Gewerbesteuer scheitere.
n Schließlich habe die Finanzbehörde
Hamburg stellvertretend für alle Finanzmi-
nisterien erklärt, die Auskünfte könnten
wegen des unverhältnismäßigen Aufwan-
des nicht dem Gericht erteilt werden.

Fus Fazit: „Die Behörden haben nicht
gemäß Art. 35 Abs. 1 GG Amtshilfe geleis-
tet“, sondern – „die Erteilung der Auskünfte
verweigert“.

Ein Skandal, empört sich Anwalt Malz-
korn und stellt die Frage: „Ist das nicht
Staatswillkür?“

Zum Glück gibt es Justitia. Während
das Bundesverfassungsgericht nun die
Hinzurechnung von Mieten, Pachten
und Leasinggebühren überprüfen soll,
beschäftigt sich der Bundesfinanzhof
damit, ob die Nichtabzugsfähigkeit der

Gewerbesteuer von der Körperschaftsteuer
rechtens ist.

Gerade beim Verfassungsgericht stün-
den die Chancen gut, sagt der Präsident
der Bundessteuerberaterkammer, Horst
Vinken, der die substanzbesteuernde Wir-
kung von Anfang an kritisiert hat. „Bei null
Ertrag und null Körperschaft- oder Ein-
kommensteuer muss auch die Gewerbe-
steuer bei null liegen“, sagt Vinken: „Das ist
das absolute Minimum, was wir an gesetz-
lichen Korrekturen erwarten müssen.“

Dieser Meinung ist auch Hans Heinrich
Driftmann, Präsident des Deutschen In-
dustrie- und Handelskammertages
(DIHK). Mit der Hinzurechnung „werden
Kosten besteuert“. Die Hinzurechnungen
beeinträchtigten die Liquidität und schmä-
lerten das Eigenkapital der Betriebe. Das
gehe zulasten von Investitionen und koste
Arbeits- und Ausbildungsplätze, sagt Drift-
mann.

Beispielsweise beim Bochumer Unter-
nehmer Gerd Pieper, Herr über 118 Parfü-
merien. Seit der Unternehmenssteuerre-
form müsse er mehrere Hunderttausend

Euro zusätzlich an den Fiskus zahlen, das
zehre an der Finanzkraft, klagt Parfümier
Pieper. Früher habe er jedes Jahr drei bis
vier Filialen eröffnet, nun seien es nur noch
zwei bis drei. Auch er hofft auf die laufen-
den Verfahren: „Das ist ein neuer Hoff-
nungsschimmer.“

SCHLACHTFELD FÜR LOBBYISTEN
Den sieht auch Birgit Reinemund, Vorsit-
zende des Finanzausschusses im Bundes-
tag und kommunalpolitische Sprecherin
der FDP-Fraktion. Für sie böte ein Karlsru-
her Urteil „noch einmal eine Chance, diese
Steuer anzupacken“. Und der stellvertre-
tende CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende Mi-
chael Meister sagt: „Die Union hat sich
stets für kommunal- und unternehmer-
freundliche Lokalsteuern eingesetzt. Lei-
der ist sie dabei immer an der SPD geschei-
tert. Die Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts bleibt nun abzuwarten.“

Zeit wäre es, dem bürokratischen Uni-
kum endlich zu Leibe zu rücken. Bürokra-
tisch, weil die Bemessungsgrundlage für
die Gewerbesteuer zum Teil völlig anders
definiert ist als bei der Einkommen- und
Körperschaftsteuer; das sorgt in der Buch-
haltung für zusätzliche Arbeit. Und ein
Unikum ist sie , weil „kein anderes Land auf
der Welt eine Gewerbesteuer mit einer sol-
chen ertragsunabhängigen Besteuerung
kennt“, so die Steuerexpertin Martina Ort-
mann von der Beratungs- und Prüfgesell-
schaft Ernst & Young. Die Gewerbesteuer
bereite deshalb ausländischen Konzernen
bei ihren heimischen Finanzbehörden oft
Ärger, wenn es darum gehe, Doppelbe-
steuerungen zu vermeiden.

Wer also einer europäischen Finanzuni-
on das Wort redet – so wie derzeit SPD und
Grüne –, müsste als Erstes die Gewerbe-
steuer abschaffen. Wäre da nicht das kate-
gorische Nein der kommunalen Kämme-
rer, ob nun rot, grün, gelb oder schwarz.

So bleibt die Gewerbesteuer ein
Schlachtfeld der Interessengruppen. Ärzte
und Architekten, Steuerberater und Wirt-
schaftsprüfer sind von ihr befreit. Einzelun-
ternehmer und Personengesellschaften
können sie von ihrer Einkommensteuer ab-
setzen. Die großen Kapitalgesellschaften
können sich über die kompensierende Sen-
kung der Körperschaftsteuer freuen. Kleine
Kapitalgesellschaften haben das Privileg,
dass das Hinzurechnen von Mieten und
Pachten unter 100000 Euro entfällt.

Pech für den Rest, Pech für Tankstellen-
Tony. „Wir fallen durch den Rost.“ n

christian.ramthun@wiwo.de | Berlin

Extremes Gefälle

Pro-Kopf-Aufkommen an Gewerbesteuer 2010 (in Euro)
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Quelle: Deutscher Städtetag
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gen 2007 und 2008 gebeten. Es wollte ins-
besondere wissen, für wie viele Gewerbe-
treibende allein aufgrund vonMieten, Zin-
sen, Pachten, Lizenzen oder Leasingge-
bühren Gewerbesteuer festgesetzt wurde.
Mit anderen Worten: Das Gericht wollte
sich einen Überblick über die Folgen der
Unternehmenssteuerreformverschaffen.
Das Finanzministerium lieferte – nichts!

Fu listet auf:
n Erst habe das BMF geschrieben, die
statistischen Erhebungen abwarten zu
wollen.

Hier kassiert der Fiskus
Der Einzelhandel ist in
1a-Lagen wegen der
hohen Mieten betroffen
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»Beinull Euro
Ertrag muss auch die
Gewerbesteuer
bei null Euro liegen«

Steuerberater Horst Vinken

Betroffen sind immermehrMittelständ-
ler,wieHandelsfunktionärGentherläutert:
„Zu den klassischen Mieten und Pachten
kommen inzwischen jedeMenge Leasing-
ratenhinzu – fürWarenwirtschaftssysteme,
für die Geschäftsausstattung, für Kühlthe-
ken, für Kassensysteme.“ Oder Lizenzge-
bühren. Schließlich boomt das Franchi-
sing-Geschäft gerade imEinzelhandel und
inder Schnellgastronomie.
Hier finden sich die Leidtragenden der

Unternehmenssteuerreform 2008. Bei
Schönbeck machen die Pachten rund 50
Prozent der Aufwendungen aus; da sind
rund 15 Prozent Gewerbesteuer kein Pap-
penstiel. Andere Tankstellenpächter wür-
den sich kaumnochGeschäftsführergehäl-
ter auszahlen, berichtet Schönbeck: „Die
Gewerbesteuer bricht einigenmeiner Kol-
legendasGenick.“
Damit ihn dieses Schicksal nicht ereilt,

kämpft er jetzt vor dem Bundesverfas-
sungsgericht (Aktenzeichen I BvL 8/12).
Die Gewerbesteuer seines Mandanten ha-
be sich imVergleich zur früherenRechtsla-
ge –bei gleicherwirtschaftlicher Situation –
nahezu verdreifacht, erläutert Schönbecks
Anwalt Malzkorn, und habe eine „erdros-
selnde Wirkung“ angenommen. Seine
Schlussfolgerung: „Es liegt ein Verstoß ge-
gen die Eigentumsgarantie nach Artikel 14
Grundgesetz vor.“

RICHTER FU IST SAUER
Der Jurist sieht auch „einen Verstoß gegen
den Gleichheitsgrundsatz gemäß Art. 3
GG“. Denn die seit 2008 geltende Nichtab-
zugsfähigkeit der Gewerbesteuer bei der
Körperschaftsteuer verstoße gleich dop-
pelt gegen denGleichheitsgrundsatz: Zum
einen gebe es eineDiskriminierung gegen-
über Personengesellschaften, die weiter-
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» wenn zu den Lasten noch Grotesken
hinzukommen. So wie im Fall der Reutlin-
ger SpeditionHasenauer+Koch, bei der ein
Betriebsprüfer vom Finanzamt die gezahl-
ten Lkw-Mautgebühren als gewerbesteuer-
pflichtig betrachtete. Begründung: Die
Lkw-Maut sei eine zeitlich befristete Über-
lassung von Autobahnrechten und damit
gewerbesteuerlich wie Mieten, Pachten
oder Leasinggebühren zubetrachten.
„Das ist nichtmehr vermittelbar“, stöhnt

der CDU-Abgeordnete Christian von Stet-
ten, der imBundestagdenParlamentskreis
MittelstandderUnions-Fraktion leitet. „Da
drehen die Leute doch durch“, weiß der ba-
den-württembergische Volksvertreter von
der Basis zu berichten. Schon vor zwei Jah-
ren wandte sich von Stetten wegen der
Maut an das Bundesfinanzministerium.
Der dortige Parlamentarische Staatssekre-
tär Hartmut Koschyk (CSU) schrieb beru-
higend zurück, „dass u. a. auch die gewer-
besteuerliche Behandlung der Lkw-Maut
Gegenstand der weitergehenden Beratun-
gen sein wird“. Zahlreiche „Anwendungs-
fragen“ hätten sich angesammelt, die mit
denLänderministerien erörtertwürden, so
der Staatssekretär in einemSchreiben vom
28. Juni 2010.

LKW-MAUT DRAUSSEN
Nun – zwei Jahre später! – haben sichBund
und Länder endlich auf eine einheitliche
Interpretation gewerbesteuerlicher Streit-
fälle verständigt. Das Bundesfinanzminis-
terium veröffentlichte am 2. Juli 2012 ein
Schreiben, wonach die Lkw-Maut doch
keine gewerbesteuerpflichtige Pacht ist.
Immerhin! Die Hotel- und Gaststättenbe-
treiber dürfen sich ebenfalls freuen. Die
Rundfunkgebühren, die sie für ihreFernse-
her auf den Zimmern und im Schankraum
bezahlen müssen, sind nun ausdrücklich
von der Hinzurechnung ausgenommen.
Und auch Strom-, Gas- oder Telekommu-
nikationsdienstleisterwerdenentlastet: Sie
müssen ihre Ausgaben zur Nutzung von
Leitungsnetzennicht versteuern.
Für Tony Schönbeck wendet sich indes

nichts zumGuten. Trotz der jüngstenRetu-
schen bleibt der grundlegende Webfehler,
die Substanzbesteuerung, bestehen. Der
Tankwart ist sogarmehrfachbetroffen,weil
er nicht nur für die Zapfstationen Pacht
zahlt, sondern auch für Sonderausstattun-
gen wie Gastronomieecken. Überdies hat
Tony „verstromte Stationen“ gepachtet –
das heißt: Strom inklusive.Das ist bequem,
erhöht aber die Pacht – unddamit auchdie
Gewerbesteuer.

hin die Gewerbesteuer bei der Einkom-
mensteuer anrechnen können, und zum
anderenwürden pachtintensive Kapitalge-
sellschaften gegenüber den nicht pachtin-
tensiven „ungleichmehr belastet“.
FürKarlsruhe sindSchönbeckundMalz-

korn gutenMutes. Immerhin zeigte das Fi-
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n Sodann habe das BMF angeregt, dass
sich das Gericht an das Statistische Bun-
desamt wenden möge.
n Bei der Gelegenheit habe das BMF auch
mitgeteilt, dass eine koordinierte Datener-
fassung verfassungsrechtlich an der Zu-
ständigkeit der Landesfinanzverwaltungen
für die Gewerbesteuer scheitere.
n Schließlich habe die Finanzbehörde
Hamburg stellvertretend für alle Finanzmi-
nisterien erklärt, die Auskünfte könnten
wegen des unverhältnismäßigen Aufwan-
des nicht dem Gericht erteilt werden.

Fus Fazit: „Die Behörden haben nicht
gemäß Art. 35 Abs. 1 GG Amtshilfe geleis-
tet“, sondern – „die Erteilung der Auskünfte
verweigert“.

Ein Skandal, empört sich Anwalt Malz-
korn und stellt die Frage: „Ist das nicht
Staatswillkür?“

Zum Glück gibt es Justitia. Während
das Bundesverfassungsgericht nun die
Hinzurechnung von Mieten, Pachten
und Leasinggebühren überprüfen soll,
beschäftigt sich der Bundesfinanzhof
damit, ob die Nichtabzugsfähigkeit der

Gewerbesteuer von der Körperschaftsteuer
rechtens ist.

Gerade beim Verfassungsgericht stün-
den die Chancen gut, sagt der Präsident
der Bundessteuerberaterkammer, Horst
Vinken, der die substanzbesteuernde Wir-
kung von Anfang an kritisiert hat. „Bei null
Ertrag und null Körperschaft- oder Ein-
kommensteuer muss auch die Gewerbe-
steuer bei null liegen“, sagt Vinken: „Das ist
das absolute Minimum, was wir an gesetz-
lichen Korrekturen erwarten müssen.“

Dieser Meinung ist auch Hans Heinrich
Driftmann, Präsident des Deutschen In-
dustrie- und Handelskammertages
(DIHK). Mit der Hinzurechnung „werden
Kosten besteuert“. Die Hinzurechnungen
beeinträchtigten die Liquidität und schmä-
lerten das Eigenkapital der Betriebe. Das
gehe zulasten von Investitionen und koste
Arbeits- und Ausbildungsplätze, sagt Drift-
mann.

Beispielsweise beim Bochumer Unter-
nehmer Gerd Pieper, Herr über 118 Parfü-
merien. Seit der Unternehmenssteuerre-
form müsse er mehrere Hunderttausend

Euro zusätzlich an den Fiskus zahlen, das
zehre an der Finanzkraft, klagt Parfümier
Pieper. Früher habe er jedes Jahr drei bis
vier Filialen eröffnet, nun seien es nur noch
zwei bis drei. Auch er hofft auf die laufen-
den Verfahren: „Das ist ein neuer Hoff-
nungsschimmer.“

SCHLACHTFELD FÜR LOBBYISTEN
Den sieht auch Birgit Reinemund, Vorsit-
zende des Finanzausschusses im Bundes-
tag und kommunalpolitische Sprecherin
der FDP-Fraktion. Für sie böte ein Karlsru-
her Urteil „noch einmal eine Chance, diese
Steuer anzupacken“. Und der stellvertre-
tende CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende Mi-
chael Meister sagt: „Die Union hat sich
stets für kommunal- und unternehmer-
freundliche Lokalsteuern eingesetzt. Lei-
der ist sie dabei immer an der SPD geschei-
tert. Die Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts bleibt nun abzuwarten.“

Zeit wäre es, dem bürokratischen Uni-
kum endlich zu Leibe zu rücken. Bürokra-
tisch, weil die Bemessungsgrundlage für
die Gewerbesteuer zum Teil völlig anders
definiert ist als bei der Einkommen- und
Körperschaftsteuer; das sorgt in der Buch-
haltung für zusätzliche Arbeit. Und ein
Unikum ist sie , weil „kein anderes Land auf
der Welt eine Gewerbesteuer mit einer sol-
chen ertragsunabhängigen Besteuerung
kennt“, so die Steuerexpertin Martina Ort-
mann von der Beratungs- und Prüfgesell-
schaft Ernst & Young. Die Gewerbesteuer
bereite deshalb ausländischen Konzernen
bei ihren heimischen Finanzbehörden oft
Ärger, wenn es darum gehe, Doppelbe-
steuerungen zu vermeiden.

Wer also einer europäischen Finanzuni-
on das Wort redet – so wie derzeit SPD und
Grüne –, müsste als Erstes die Gewerbe-
steuer abschaffen. Wäre da nicht das kate-
gorische Nein der kommunalen Kämme-
rer, ob nun rot, grün, gelb oder schwarz.

So bleibt die Gewerbesteuer ein
Schlachtfeld der Interessengruppen. Ärzte
und Architekten, Steuerberater und Wirt-
schaftsprüfer sind von ihr befreit. Einzelun-
ternehmer und Personengesellschaften
können sie von ihrer Einkommensteuer ab-
setzen. Die großen Kapitalgesellschaften
können sich über die kompensierende Sen-
kung der Körperschaftsteuer freuen. Kleine
Kapitalgesellschaften haben das Privileg,
dass das Hinzurechnen von Mieten und
Pachten unter 100000 Euro entfällt.

Pech für den Rest, Pech für Tankstellen-
Tony. „Wir fallen durch den Rost.“ n
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© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de.

WirtschaftsWoche 6.8.2012 Nr. 32 21

n Sodann habe das BMF angeregt, dass
sich das Gericht an das Statistische Bun-
desamt wenden möge.
n Bei der Gelegenheit habe das BMF auch
mitgeteilt, dass eine koordinierte Datener-
fassung verfassungsrechtlich an der Zu-
ständigkeit der Landesfinanzverwaltungen
für die Gewerbesteuer scheitere.
n Schließlich habe die Finanzbehörde
Hamburg stellvertretend für alle Finanzmi-
nisterien erklärt, die Auskünfte könnten
wegen des unverhältnismäßigen Aufwan-
des nicht dem Gericht erteilt werden.

Fus Fazit: „Die Behörden haben nicht
gemäß Art. 35 Abs. 1 GG Amtshilfe geleis-
tet“, sondern – „die Erteilung der Auskünfte
verweigert“.

Ein Skandal, empört sich Anwalt Malz-
korn und stellt die Frage: „Ist das nicht
Staatswillkür?“

Zum Glück gibt es Justitia. Während
das Bundesverfassungsgericht nun die
Hinzurechnung von Mieten, Pachten
und Leasinggebühren überprüfen soll,
beschäftigt sich der Bundesfinanzhof
damit, ob die Nichtabzugsfähigkeit der

Gewerbesteuer von der Körperschaftsteuer
rechtens ist.

Gerade beim Verfassungsgericht stün-
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kung von Anfang an kritisiert hat. „Bei null
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